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DIE LINKE. wahlen

Bereits heute ist klar, dass die Corona-Pandemie die gesellschaftliche, 6konomische und politische
Lage in Nordhessen und in den Kommunen spirbar verdandert hat und weiter verandern wird. Viele
Menschen sind durch die Krise in existenzielle Note geraten und soziale Ungleichheiten sind in der
Krise noch deutlicher zutage getreten. Es ist noch nicht abzusehen, wie dramatisch die Folgen der
Pandemie fir die wirtschaftliche Situation, die 6ffentliche Infrastruktur und Finanzen sowie das
gesellschaftliche Leben am Ende sein werden. Fiir DIE LINKE. steht jedoch fest, dass der Kampf fir
soziale Gerechtigkeit weiter im Mittelpunkt linker Kommunalpolitik stehen muss. Die Krise hat die
ohnehin herrschenden Probleme nochmals verstarkt und Rettungspakete a la Lufthansa *helfen am
Ende nur den oberen Zehntausend und nicht der Breite der Bevolkerung.

Angesichts der Klimakrise missen weltweit drastische Entscheidungen getroffen werden, um
drohenden Katastrophen entgegenzuwirken. Der menschengemachte Klimawandel bedroht unsere
Existenz. Die Klimakrise und die damit einhergehenden Proteste von jungen und alten Menschen
haben uns alle wachgeriittelt. Dabei ist der wachstumsgetriebene Kapitalismus die Ursache und
Triebfeder der andauernden Ausbeutung unserer natirlichen Lebensgrundlagen und der
menschlichen Arbeitskraft. Flr uns Linke gehéren Klimagerechtigkeit und soziale Gerechtigkeit auf
allen politischen Ebenen zusammen. Auch im Kreis missen alle Entscheidungen auf ihre
Auswirkungen auf das Klima Gberprift werden.

Die Schere zwischen Arm und Reich geht immer weiter auseinander’. Ganze Bevolkerungsteile
werden von der Entwicklung abgehangt. Die Aufrechterhaltung der diskriminierenden Hartz IV
Gesetzgebung zeigt beispielhaft den Unwillen in der herrschenden Politik daran etwas zu dndern. Die
Angst vor einer ungewissen Zukunft treibt die Menschen auch in die Hande von rechten
Bauernfangern. DIE LINKE. bietet realistische Losungen an, um eine sozial gerechtere Welt zu
schaffen.

Seit vielen Jahren engagieren sich in Hessen linke Kommunalpolitiker*innen fir die gesellschaftliche
Teilhabe aller, fur den Erhalt von 6ffentlichen Krankenh&ausern, fir bezahlbares Wohnen in den
Stadten und den Erhalt und Ausbau der arztlichen Versorgung auf dem Land. Wir wehren uns gegen
Kiirzungspolitik im sozialen, kulturellen oder im Bildungsbereich und gegen Privatisierungen. Linke
Kommunalpolitiker*innen zeigen konkrete Perspektiven flr eine neue Politik auf und setzen sich fir
eine bessere Finanzausstattung der Kommunen ein. Aus unserem Leitbild des demokratischen
Sozialismus erwachst die Vorstellung, dass auch auf der kommunalen Ebene relevante Bereiche der
Daseinsvorsorge wie Gesundheitsversorgung, Wohnen, Bildung, Energie, Wasser und Verkehr nicht
der Profitlogik unterworfen werden dirfen.

In den letzten Jahren war die Finanzierung der Kommunen schon nicht ausreichend, sodass
kommunale Demokratie vielerorts auf die Verwaltung von Sachzwangen reduziert wird. Zudem
verscharft es Politikverdrossenheit, wenn Blirger*innen nur entscheiden dirfen, ob eher das Freibad

! Lufthansa Rettungspaket — Artikel bei deutschlandfunk.de
2 Wikipedia - Liste der Linder nach Vermdégensverteilung



https://www.deutschlandfunk.de/rettungspaket-fuer-die-lufthansa-wie-viel-staat-muss-sein.2897.de.html?dram:article_id=477400
https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_der_Länder_nach_Vermögensverteilung
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oder die Blicherei geschlossen wird. Von allen staatlichen Ebenen treffen die Auswirkungen der
Corona-Pandemie die Kommunen am starksten. Steuereinnahmen brechen weg, Einnahmen aus
Geblhren fallen aus. In Hessen drohen den Kommunen in den nachsten Jahren
Steuermindereinnahmen von uber 3,5 Milliarden Euro®. Die Einnahmen aus der Gewerbesteuer, eine
wichtige Finanzquelle der Kommunen sind eingebrochen. Ein Ende ist nicht in Sicht. Hinzu kommen
wachsende Aufgaben im Sozial- und Gesundheitsbereich, die einen weiteren Mitteleinsatz notwendig
machen. Bereits vor der Corona- Pandemie wurde die 6ffentliche Infrastruktur auf Verschlei
gefahren und waren die Kommunen drastisch unterfinanziert. Wenn nicht umgesteuert wird, drohen
gravierende Kiirzungsrunden.

Deshalb braucht es uns, um fiir eine bessere Finanzierung der Kommunen zu kdmpfen und
gleichzeitig darauf zu achten, dass der Mangel nicht einseitig zu Lasten der Blrger*innen geht.

Wir streben eine Gesellschaft des demokratischen Sozialismus an, frei von Unterdriickung,
Ausbeutung des Menschen und Zerstorung der Natur an. Wir kdimpfen dafiir, dass alle Menschen in
dieser Gesellschaft in Frieden, Wiirde und sozialer Sicherheit leben und die gesellschaftlichen
Verhaltnisse demokratisch gestalten kénnen. Der Kapitalismus ist nicht das Ende der Geschichte.

® Steuermindereinnahmen — Bericht auf hessenschau.de



https://www.hessenschau.de/politik/hessens-finanzminister-steuerloch-wegen-corona-noch-groesser,steuern-corona-hessen-100.html
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Leben im lindlichen Raum

Wir im landlichen Raum haben andere Probleme als die Bewohner*innen der Stadte. Im Landkreis
wird der OPNV ausgediinnt, Amter und Behérden schlieRen sich zusammen und die
Gesundheitsversorgung wird abgebaut, um nur einiges zu nennen.

Arbeits- und Ausbildungsplatze in mittelstandischen Betrieben gehen verloren. Um eine Zukunft auf
zu bauen, verlassen junge Leute den landlichen Raum und ziehen in die Stadte oder Ballungsgebiete.
In vielen Dorfern gibt es keine Einkaufsmaoglichkeit mehr, Schulen auch nur noch in gréReren
Gemeinden. Die Dorfgemeinschafts- oder Biirgerhduser, Verwaltungsstellen sowie Arztpraxen und
Gesundheitseinrichtungen schlieBen. Das bewirkt, dass die Wohnqualitat sich verschlechtert. Durch
den Wegzug der Einwohner*innen entsteht leerer Wohnraum, der verfillt.

Um das Leben im landlichen Raum attraktiver zu machen, tritt DIE LINKE. fiir die Entwicklung des
|andlichen Raumes ein:

Linke Mandatstrager*innen setzen sich auch zukiinftig ein:
» fir eine bessere Taktung des Nahverkehrs (siehe auch Seite 20)
» flr wohnortnahe Arbeitsplatze
» fir schnelle Breitband-Internetverbindungen (siehe auch Seite 30)
» fir den Erhalt aller Schul- und besonders Grundschulstandorte (siehe auch Seite 12)
» flir den Erhalt von Kultureinrichtungen (siehe auch Seite 14)
» flr den Erhalt der Krankenh&usern in der 6ffentlichen Hand (siehe auch Seite 11)
» flr eine wohnortnahe Hebammen- und Gesundheitsversorgung (siehe auch Seite 11)
» fir Lebensmittelldden in den Dorfern
» fir eine Forderung der 6kologischen Landwirtschaft und der Direktvermarktung
» fir die Férderung des Handwerks, Mittelstands, mittelstandischen Tourismus
» flr burgernahe Verwaltungsangebote

> flr eine wohnortnahe/regionale Energieerzeugung unter kommunaler Regie (siehe auch
Seite 18)

flr eine garantierte und bezahlbare Wasserversorgung in kommunaler Hand
fiir gemeinsame Projekte in den Orten (Dorffeste, Kulturereignisse usw.)

flr die Ausgestaltung eines attraktiven Vereinslebens

YV Vv VYV V

flir attraktive Angebote fiir Kinder und Jugendliche (siehe auch Seite 7)
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Frauen im landlichen Raum

Obwohl im Grundgesetz steht: "Frauen und Manner sind gleichberechtigt
Diskriminierung betroffen. Frauen erhalten in Deutschland fiir die gleiche Arbeit immer noch deutlich
weniger Geld als Mdnner und sind in leitenden Positionen unterreprasentiert.

" sind Frauen von

Es wird vorausgesetzt, dass Frauen die Kindererziehung und eventuelle Pflege von
Familienangehorigen tibernehmen. Deshalb geraten Frauen oft in die Abhangigkeit von
Sozialleistungen, dies fiihrt auBerdem zu einer deutlichen Zunahme der Altersarmut bei Frauen.

Wir wollen, dass bezahlte und unbezahlte Arbeit gerecht verteilt wird. Dazu gehort, dass Frauen
mehr gut bezahlte Arbeit und Manner mehr Sorgearbeit Gbernehmen. Wir fordern, dass sich die
Arbeitszeit nicht an betrieblichen Erfordernissen orientiert, sondern am Alltagsleben und an
verschiedenen Lebensentwiirfen der Beschaftigten.

Linke Frauenpolitik bedeutet, fiir die gleiche Teilhabe von Frauen und Mannern am gesellschaftlichen
Reichtum und an personlichen Entfaltungsmaoglichkeiten in Kultur, Bildung und Gesundheit zu
streiten. Fiir ein selbstbestimmtes Leben ist die Erreichbarkeit von Arbeitsplatz,
Einkaufsmoglichkeiten, Beratungsstellen und Freizeitangeboten sehr wichtig.

Auch im Landkreis muss es Beratungs- und Hilfsangebote bei hauslicher und sexualisierter Gewalt
geben. Solche Angebote diirfen nicht nur in der Stadt Kassel vorhanden sein.

DIE LINKE. setzt sich ein fur

» Die Erhaltung von Beratungsstellen fiir Frauen durch langfristige finanzielle Absicherung.
Notwendig sind Beratungsangebote zu den Themen Trennung, Erziehung, Schwangerschaft,
Wiedereinstieg in den Beruf und vor allem sexuelle und hausliche Gewalt.

» Die langfristige finanzielle Sicherung der Frauenhauser und der Madchenzuflucht auch fir
unter 15-jshrige Madchen, gemaR der Istanbul- Konvention °

» Die Forderung von Frauen in der Kreisverwaltung durch die quotierte Vergabe der Arbeits-
und Ausbildungsplatze, auch in Fiihrungspositionen.

> Uberpriifung aller politischen Entscheidungen des Kreises auf ihre Folgen fiir die
Geschlechtergerechtigkeit.

» Starkung und Erweiterung der Rechte der Frauenbeauftragten und Ausstattung mit
ausreichenden finanziellen Ressourcen.

» Die Schaffung oder sofern bereits vorhanden den Erhalt von Begegnungsstatten fur Frauen
im landlichen Raum.

* Artikel 3 Grundgesetz
®> Konvention des Europarates zur Verhiitung und Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und héuslicher Gewalt
6



https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/themen/frauenrechte/istanbul-konvention/
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Jugendarbeit in der Region

In einer Region, die von einer immer dlter werdenden Gesellschaft gekennzeichnet ist, ist es
besonders wichtig die Belange der jungen Menschen nicht aus den Augen zu verlieren. Dabei ware es
gerade angesichts hoher Kinderarmut und sozialer Polarisierung notwendig, mehr finanzielle Mittel
und mehr Personal fir die Jugendarbeit und Jugendhilfe zur Verfligung zu stellen.

Dies ist zunachst die Aufgabe der Kommunen. Dem Landkreis kommt als Trager des Jugendamtes
eine Gesamtverantwortung fur eine gute Jugendarbeit im ganzen Landkreis zu. Hierzu sollten die
kommunalen Angebote besser vernetzt werden, die Kooperation mit den Ganztagsschulen ist
auszubauen.

Vereine und Verbande, die eine hervorragende Jugendarbeit leisten, sollten insbesondere dann
gefordert werden, wenn sie sich aktiv fir Integration einsetzen und die Teilnahme an ihren
Angeboten fir alle Kinder und Jugendliche unabhangig von Einkommen maglich ist. Sport- und
Spielflachen sind auch auBerhalb der Vereinsangebote zur Verfligung zu stellen.

DIE LINKE. setzt sich fur die Einrichtung eines kreisweiten Jugendparlaments ein. Hier kdnnen junge
Menschen die Grundlagen unserer Demokratie eintiben und sich fiir die eigenen Interessen
einsetzen. Selbstverstandlich unterstiitzen wir auch die Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre auf
allen Ebenen.

Die freizeit- und kulturpadagogischen Angebote der kommunalen Jugendarbeit sollen starker
gefordert und ausgeweitet werden, um wohnortnah ein kostenloses Freizeitangebot zu schaffen.
Dabei sind selbstbestimmte und nichtkommerzielle Strukturen besonders zu férdern.
Demokratieforderliche, antirassistische Projekte und Angebote der Gewaltpravention missen
verstarkt angeboten werden, um rechtsextreme Tendenzen rechtzeitig zu erkennen und zu
bekdampfen.

Angebote fiir Madchen und junge Frauen, wie der Madchenbus®, miissen selbstverstindlicher
Bestandteil der padagogischen Arbeit vor Ort sein. Hilfen bei geschlechtsspezifischen Problemen von
Jungen und jungen Mannern diirfen ebenfalls nicht fehlen.

DIE LINKE. setzt sich fur den Erhalt der Jugendburg/Sportbildungsstitte Sensenstein’, dem
Jugendseeheim Sylt® und dem kreiseigenen Haus Panorama in Schonau ®ein. Eine SchlieBung oder
der Verkauf dieser Einrichtungen ist mit uns nicht zu machen.

® Infos zum Médchenbus
’ Infos zur Jugendburg/Sportbildungsstitte Sensenstein
8 Infos zum Jugendseeheim Sylt
9 . .
Infos zum Haus Panorama in Schénau



http://www.maedchenbus.de/
https://www.sensenstein.de/
https://www.jugendseeheim-sylt.de/
https://www.gaestehauspanorama.de/
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Senior*innen im Landkreis

Mit der gestiegenen Lebenserwartung ist es immer mehr Menschen moglich, bei guter Gesundheit
ihr Leben auch im hohen Alter aktiv zu gestalten. Deshalb setzt DIE LINKE. sich dafiir ein, bessere
Bedingungen zu schaffen, die ein selbstbestimmtes Leben in Wiirde und eine aktive Teilnahme am
gesellschaftlichen Leben auch im Alter ermdglichen.

DIE LINKE. méchte die Lebensbedingungen vor allem auch fiir dltere Menschen im landlichen Raum
verbessern. Hierzu gehoren Einkaufsmoglichkeiten, pflegerische und medizinische Versorgung,
Aufrechterhaltung der Mobilitdt und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.

Um die Attraktivitat des Kreises fiir die zunehmend alter werdende Bevolkerung zu verbessern
fordert DIE LINKE.:

> Den Ausbau einer seniorengerechten Mobilitit durch bessere OPNV-Verbindungen

» Forderung der Beratung und Hilfen des Landkreises, wie etwa der Broschire

,Seniorenwegweiser*®

> Den barrierefreien Zugang zu den Amtern

» Den Ausbau altersgerechter, bezahlbarer medizinischer und pflegerischer
Versorgungssysteme

> Die Forderung altersgerechter und generationsiibergreifender Wohnformen (siehe auch
Seite 32)

10 . . . . .
Seniorenwegweiser — Pressemitteilung Landkreis Kassel



https://www.landkreiskassel.de/pressemitteilungen/2020/juli/der-neue-seniorenwegweiser-ist-da.php/
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Rechte der Menschen mit Behinderungen starken - Inklusion

verwirklichen
"DIE LINKE. kdmpft [...] fiir eine inklusive Gesellschaft, in der jeder Mensch Rahmenbedingungen
findet, in denen er seine Fdhigkeiten, Fertigkeiten und Talente entfalten kann, niemand aufSerhalb der

Gesellschaft steht und jede und jeder sich einbringen kann." (Beschluss des Parteitags der Partei DIE LINKE.
vom 21. bis 23. Oktober 2011 in Erfurt)

Immer noch werden Menschen mit Behinderung in unserer Gesellschaft ausgegrenzt.
Laut Artikel 3 Absatz 3 Grundgesetz 'darf niemand wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.

Fir DIE LINKE. hat eine gute Behindertenpolitik das Ziel, Menschen mit Behinderungen eine
entsprechend ihrer Fahigkeiten moglichst unabhangige Lebensfiihrung und die volle Teilnahme an
allen Aspekten des Lebens zu ermoglichen.

Wir setzen uns auf kommunaler Ebene ein fiir die Umsetzung der UN-Konvention der Rechte
behinderter Menschen®. Dabei wollen wir nicht iiber die Képfe der Betroffenen hinweg entscheiden,
sondern Projekte und Vereine fir ein selbstbestimmtes Leben von Menschen mit Behinderungen
starken.

DIE LINKE. steht dafiir ein, dass die Barrierefreiheit im 6ffentlichen Raum, im OPNV und bei digitalen
Angeboten ausgebaut und geférdert wird.

Die Mittel fur den Landeswohlfahrtsverband (LWV) diirfen nicht gekiirzt werden. Wer die Mittel des
LWV beschneidet, beschneidet die Lebensqualitat von Behinderten.

DIE LINKE. fordert:
> Eine Ausweitung der Friihférderungsangebote.

> Alle Schulrdume miissen schallisoliert (Horen), mit blendfreiem Licht (Sehen), barrierefrei,
mit gutem Internetanschluss ausgestattet und in entsprechender GroRe (Rollstuhl geeignet)
vorhanden sein.

» Um die gleichberechtigte Bildungsteilhabe von Kindern mit Behinderung sicher zu stellen,
sind die erforderlichen UmbaumaBnahmen umzusetzen. Ferner sind die Bereitstellung der
erforderlichen Hilfsmittel und eine angemessene Personalausstattung abzusichern.

> Inklusion braucht ein Mehr und kein Weniger.

> Den Ausbau von Sport- und Spielplatzen mit behindertengerechten Geraten ist in den
Kommunen zu férdern.

> Die Schaffung von barrierefreiem Wohnraum.

" Artikel 3 Grundgesetz
2 UN-Behindertenrechtskonvention



https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html
https://www.behindertenrechtskonvention.info/
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» Behindertengerechte Umgestaltung der OPNV -Haltestellen, etwa durch Blindenleitsystem,
akustische Signale, abgesenkte Bordsteine, Fahrplane in Braille oder als akustische Ansage.

» Volle Erfiillung der Quoten von Menschen mit Behinderung an der Gesamtbelegschaft in der
kommunalen Verwaltung und in kommunalen Betrieben. Auch bei der Vergabe von
Auftrdagen an private Betriebe ist die Erflillung der Quote Bedingung; eine Ersatzzahlung fir
nicht besetzte Arbeitsplatze fir Behinderte ist abzulehnen.

» Dokumente des Landkreises missen auch in einfacher Sprache bereit stehen.

» Angebote zur Fortbildung und Qualifizierung fur die kommunalen Mitarbeiter*innen, um
Verstdndnis und Hilfestellung fiir Menschen mit Behinderungen zu fordern.

10
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Gesundheit ist keine Ware!

Das letzte Jahr hat uns in vielerlei Hinsicht gezeigt, wie zerbrechlich unser Gesundheitssystem sein
kann und wie abhangig wir alle davon sind, eine gute gesundheitliche Infrastruktur vorzufinden.
Trotzdem erklart die Bertelsmannstiftung es gabe zu viele Krankenhauser und seit der Einfiihrung der
Fallpauschalen im Bund werden Krankenhduser kaputt gespart. Das Land kommt seiner
Finanzierungsaufgabe nicht ordentlich nach und Kreise und Kommunen missen das ausbaden. Um
Krankenhduser zu retten bedarf es enormer Summen, die dann im Haushalt fir Schulen, Kitas und
andere Infrastruktur fehlen. Wir lehnen Privatisierungsbestrebungen und Outsourcing auf Kosten der
Mitarbeiter*innen ab. Ein Abbau der Arbeits- und Ausbildungsplatze sowie Verschlechterung der
Arbeitsbedingungen, Verminderung des Einflusses der Parlamentarier*innen und der Transparenz ist
mit uns nicht zu machen. Wir stehen fiir eine Gesundheits- und Hebammenversorgung, die sich an
den Bediirfnissen der Menschen ausrichtet.

Geschafte und Gewinne mit unseren Kassenbeitragen sind unsozial. Unsere
Krankenversicherungsbeitrage sind ausschlielich fiir unsere Gesundheitsversorgung da.
Hausarztpraxen sichern vor Ort sowohl die elementare Versorgung als auch die Unterstiitzung
chronisch Kranker. Deshalb ist es wichtig weiterhin Arztpraxen im direkten Wohnumfeld zu haben.
Der Kreis muss alle Bemihungen der Gemeinden unterstiitzen, damit keine Hausarztpraxis unbesetzt
bleibt und so die wohnortnahe Versorgung gesichert wird.

DIE LINKE. steht fiir den Erhalt und Ausbau der Krankenh&duser und REHA- Einrichtungen im
Landkreis, fiir eine ortsnahe medizinische Versorgung und damit die Sicherstellung der vorhandenen
Arbeitsplatze. Die SchlieRung eines Krankenhauses wie in Wolfhagen darf sich nicht wiederholen,
deshalb missen die Kreiskliniken direkt beim Kreis bleiben. Einer Kooperation zwischen
Krankenh&dusern mit anderen gemeinnitzigen Tragern stehen wir positiv gegenliber. Dabei muss
aber sichergestellt sein, dass grundlegende Entscheidungen immer Sache des Kreistags sind und
bleiben, und nicht der demokratischen Kontrolle entzogen werden durfen.

Wir setzen uns ein fur die Wiedereroffnung der Geburtshilfe in Wolfhagen und eine flachendeckende
Versorgung durch Hebammen. Besonders die stationare Versorgung von Kindern muss endlich
wieder wohnortnah hergestellt werden.

> Die Einrichtung von Landambulatorien®® mit Allgemeinarztpraxen und Praxisrdumen mit
angestellten (Fach-)Arztinnen und Arzten, sowie weiteren Rdumen fiir
Physiotherapeutinnen und Therapeuten, sowie Pflegediensten muss bedarfsgerecht
vorangetrieben werden.

Die wichtige Arbeit des Gesundheitsamtes muss durch mehr Personal sichergestellt werden. Eine
ohnehin zu diinne Personaldecke halt nicht, wenn langerfristig zusatzliche Aufgaben hinzukommen.
Die Corona-Pandemie hat einmal mehr gezeigt wie wichtig dieser 6ffentliche Sektor ist.

3 Begriffsdefinition Landambulatorien

11


https://flexikon.doccheck.com/de/Landambulatorium
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Beste Bildung ermoglichen

Bildung ist ein lebenslanger Prozess. Bei Kindern legt sie eine wichtige Grundlage fiir das Verstandnis
der Welt und der beruflichen Entwicklung. Bildungseinrichtungen, gleich ob Kita, Schule oder
Volkshochschule, miissen so konzipiert und ausgestattet sein, dass jedem und jeder die bestmdgliche
Bildung ermoglicht wird. Erfolgreiches Lernen und Schulabschliisse diirfen nicht vom Elternhaus und
schon gar nicht vom Geldbeutel der Eltern abhangig sein.

Vorschulische Bildung - Krippen

Wir unterstitzen den flaichendeckenden, wohnortnahen Ausbau kostenfreier Betreuungsangebote
fiir Kinder unter drei Jahren, in Kinderkrippen und bei Tageseltern im Landkreis. Hiermit soll der
Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz sichergestellt werden. Bei dem Ausbau der Angebote ist
die fachliche Qualifikation, eine laufende Fortbildung und eine angemessene Bezahlung der
Mitarbeiter*innen in den Einrichtungen sicherzustellen.

Vorschulische Bildung - Kitas

Kindertagesstatten sollen weiterentwickelt werden zu Kompetenzzentren fiir Erziehung und Bildung.
Hierzu gehort nicht nur die qualifizierte Bildung und Betreuung von Kindern im Vorschulalter,
sondern auch Angebote an Eltern und Erziehungsberechtigte zur Erziehungs- und
Entwicklungsunterstiitzung und Forderung von benachteiligten Menschen in den Bereichen Sprache,
Bewegung, Gesundheit und der Wahrnehmung. Netzwerke der ,frihen Hilfen” kdnnen tber die
Kindertagesstatten flachendeckend Eltern mit besonderen Problemlagen erreichen. Dem Landkreis
kommt als Trager der Fachaufsicht liber alle Kindertagesstatten hier eine besondere
Gestaltungsverantwortung zu.

Allen Kindern muss die kostenfreie Nutzung dieser Einrichtungen ermdglicht werden. Ebenso muss
ein gesundes Mittagessen kostenfrei angeboten werden.

Aufgabe des Landkreises muss es sein, gleiche fachliche Standards in allen Einrichtungen des
Landkreises, unabhangig von der Finanzkraft der Gemeinde, sicherzustellen.

Schulische Bildung - Schule fiir alle

Weil wir wollen, dass Kinder Schule als Lern- und Lebensort erleben, brauchen wir dafiir an allen
Schulen, Mensen, Lernrdume, Schulbibliotheken, Freizeit- und Ruherdaume sowie digitale
Ausstattung. Der Landkreis muss hierfiir die raumlichen und materiellen Voraussetzungen schaffen.

Eine wohnortnahe Bildung ist besonders fir die jingsten Schiler*innen wichtig, daher sprechen wir
uns gegen die SchlieRung von kleineren Grundschulen aus.

Die Zusammenarbeit zwischen Kindertagesstatten und Grundschulen muss weiter verbessert und
intensiviert werden um Bildungsiibergédnge besser zu gestalten. Eingangsstufen und
alterstibergreifende Klassen kénnen hier eine zielfihrende L6sung sein.

Wir wollen gemeinsames Lernen bis zur 10. Klasse fiir alle Schiller*innen in der Ganztagsschulen,
denn Lernorte mussen Lebensorte sein.

1 Begriffsdefinition ,,Friihe Hilfen”
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Privates soziales Sponsoring darf keinen Platz in den Schulen des Landkreises haben.

Die personelle Besetzung in Schulsekretariaten, bei den Reinigungskraften und Hausmeister*innen,
bei den Administratoren, bei der Digitalisierung, bei den Integrationslots*innen fiir Gefllichtete und
bei der Schulsozialarbeit muss verbessert werden. Insbesondere sind befristete Arbeitsverhaltnisse
und Outsourcing zu beenden.

Berufsschulen

Fir die materielle Ausstattung an den Berufsschulen tragt der Landkreis besondere Verantwortung
um Jugendlichen eine berufliche Perspektive auf dem Land zugeben. Insbesondere mussen die
Bedingungen fiir die Digitalisierung schnell verbessert werden. Allen Schiiler*innen sollte ein Laptop
und freies WLAN zur Verfligung gestellt werden. Bei fehlenden Ausbildungsplatzen mussen die
Kapazitaten flr die vollschulische Berufsausbildung erweitert werden. Die Bedingungen fiir zwei
Berufsschultage an zwei arbeitsfreien Tagen missen langfristig geschaffen werden.

Eine warme Mahlzeit an den Berufsschulen muss garantiert und kostenfrei sein, dazu sind die
Mensen aufzuristen.

Schulsozialarbeit

Schulsozialarbeit leistet vielfaltige Unterstiitzung fiir junge Menschen und deren Familien. Deshalb
braucht es den flaichendeckenden Ausbau an allen Schulstandorten, auch an der Grundschule. Die
Mitarbeiter*innen der Schulsozialarbeit sollen unmittelbar und dauerhaft beim Landkreis Kassel
beschaftigt sein.

Dazu fordern wir eine verlassliche finanzielle Beteiligung des Landes Hessen.

Schiilerverkehr

Flr uns ist eine kostenfreie Teilnahme an allen schulischen Veranstaltungen ebenso
selbstverstandlich wie eine kostenfreie Schiiler*innen-, sowie auch Auszubildendenbeférderung. Dies
gilt selbstverstédndlich auch fir die Berufsschiler*innen. (siehe auch Seite 18)

Digitalisierung, E-Learning

Spatestens die Corona-Krise hat die Defizite der Digitalisierung in der Bildung gezeigt. Wir fordern
eine kostenfreie Bereitstellung von entsprechenden Endgeraten zum E-Learning “fir alle
Schiler*innen im Landkreis. (siehe auch Seite 30)

Nur wenn alle Schiiler gleiche Voraussetzungen zum Lernen haben, haben alle auch die gleichen
Chancen auf ihren Bildungsweg.

Aufderschulische Bildung & Lebenslanges Lernen - Musikschulen

Die Musikschulen im Landkreis haben einen besonderen kulturellen Auftrag. Eine schon frihkindliche
musikalische Forderung wirkt sich positiv auf die Entwicklung von Kindern aus. Daher ist es flr uns
eine Selbstverstandlichkeit, dass schon in Kitas ein kostenfreier Musikunterricht angeboten werden
muss. Die Zusammenarbeit zwischen Schulen und Musikschulen des Landkreises muss verbessert

1 Begriffsdefinition E-Learning
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werden, um Schiler*innen flir das Kulturgut Musik zu begeistern, Talente zu erkennen und zu
fordern. Musikunterricht sollte jedem unabhdngig vom Einkommen zuganglich sein.

Volkshochschulen

Die VHS bieten eine Vielzahl von Kursen zur Weiterbildung erwachsener Menschen an. Allerdings ist
vielen eine Weiterbildung aufgrund zu hoher Kosten nicht moglich. Wir fordern eine kostenfreie
Bildung fir alle, da auf lange Sicht alle von gut gebildeten Menschen profitieren.

Berufsausbildenden Kurse an der VHS sind auszubauen und kostenlos zu gestalten. DIE LINKE. setzt
sich dafir ein, dass die Vertrage mit den Lehrenden so gestaltet werden, dass unbefristete
Arbeitsverhaltnisse entstehen, die den Lebensunterhalt sichern.

Kultur fiir alle
Die Kulturpolitik der LINKEN. im Landkreis Kassel orientiert sich an ihrem demokratischen und
sozialen Verstandnis einer lebenswerten Gesellschaft.

Kultur ist kein konjunkturabhangiger Luxus, sondern Ausdruck menschlicher Lebensform. Im
Mittelpunkt steht daher die Teilhabe der Menschen im Landkreis Kassel am kulturellen Wirken.

DIE LINKE. will die iber viele Generationen gewachsene kulturelle Vielfalt erhalten und neue Ideen
fordern. Deshalb sind die kulturellen Beitrdge von Migrant*innen fiir uns eine groRe Bereicherung
des kulturellen Lebens im Landkreis Kassel.

Daraus leiten sich die Grundhaltungen der Kulturpolitik der LINKEN. ab:
> Kulturelles Leben durch Trager- und Themenvielfalt.
> ldeelle und finanzielle Férderung neuer kiinstlerischer Ausdrucksformen.

> Beteiligung aller kulturell Interessierten durch intensive Bekanntmachung und Nutzung von
regionalen, nationalen und europdischen Forderprogrammen

Von besonderer Bedeutung ist fir DIE LINKE. im Landkreis Kassel ist die kulturelle und kiinstlerische
Entfaltungsmoglichkeit von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen.

DIE LINKE. unterstiitzt und organisiert daher Projekte, in denen sie ihr Verstandnis von Kultur und
Kunst selbst organisiert ausleben kdnnen. Wichtige Projekte sind der Aufbau und die Erhaltung von
sich selbstverwaltenden Jugendzentren, die den Jugendlichen Raum geben kénnen, ihre Ideen und
Vorstellungen zu verwirklichen. Initiativen fir dhnliche Projekte werden von uns mit Sachverstand
unterstitzt und politisch begleitet. DIE LINKE. unterstitzt die Auslobung von Jugendmusik-,
Jugendkunst- und Jugendliteraturwettbewerben.

DIE LINKE. steht fiir die Erhaltung, Férderung und Verbesserung von:

» Internationalen Kontakten der Stadte und Gemeinden des Landkreis Kassels, insbesondere
die Verstetigung der Jugendkontakte und des Austausches von Kiinstler*innen

14
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> Ateliers und Ausstellungs- und Auftrittsmaoglichkeiten, aber auch verstarkte Nutzung
offentlicher Einrichtungen und Gebaude fir kulturelle Aktivitaten

» Musikschulen, Volkshochschulen und Birgerhdusern

» Offentlichen Bibliotheken insbesondere im Hinblick auf Neuaufbau, bessere finanzielle
Ausstattung und Nutzung ohne Gebihren

» Kunst- und Musikerziehung in den Kindergéarten und Schulen
» R&aumen und Freiraumen fir ,Nischenkultur”

» Selbstverwaltete Non-Profit-Kultureinrichtungen

Fiir eine andere Wirtschaftspolitik - Sozial-6kologischer Umbau

Die Klimakrise hat es verdeutlicht: Es gibt kein unendliches Wachstum innerhalb der planetaren
Grenzen. Ein Wirtschaftsmodell, welches ausschliefRlich auf Profit ausgerichtet ist und die sozialen
und 6kologischen Folgen seines Handelns nicht bertcksichtigt, ist zum Scheitern verurteilt. Wenn es
gelingen soll, die Pariser Klimaschutzziele °einzuhalten und die Beschleunigung der globalen
Erderwdarmung abzubremsen, missen wir unsere Wirtschaft umbauen. Von global zu regional, von
Profit zu Gemeinnutz, von Ressourcenverbrauch zu Nachhaltigkeit. Vor dieser Aufgabe stehen wir
weltweit, in Deutschland, aber auch vor Ort im Landkreis.

Fiir DIE LINKE. kann dieser Umbau aber nur gelingen, wenn die Folgen dieses
Transformationsprozesses sozial gerecht verteilt werden.

GrolRe Arbeitgeber im Landkreis, wie VW, aber auch viele Zulieferbetriebe sind davon betroffen. Ein
,Weiterso” und die permanente Uberproduktion von Fahrzeugen 16st das Problem auf Dauer nicht.
DIE LINKE. wird sich zusammen mit den Gewerkschaften und Betriebsraten dafiir einsetzen, dass
neue Arbeitspldtze im Bereich der innovativen Sektoren entstehen. Dazu gehéren neue Formen der
Mobilitat, der Energiewirtschaft und des Dienstleistungsbereichs. Flankiert werden miissen diese
Strukturanpassungen durch eine Verringerung der Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich und einer
Weiterbildungsforderung um neue berufliche Perspektiven zu eréffnen.

Hierzu gehort auch, dass Lieferketten wieder verkirzt werden miissen und regionale Zulieferer
starker in die Wirtschaftskreisldufe eingebunden werden. Die Corona-Krise hat gezeigt, wie fragil

« 17.

weltweite ,Just-in-Time-Produktion” */ist.

Die Entwicklung der regionalen Wirtschaft mit sozial-6kologischen Zielen muss auch durch den
Kreistag befordert werden.

DIE LINKE. wird sich dafiir einsetzen, dass der lokale Einzelhandel gegeniiber dem weltweiten
Onlinehandel wieder gestarkt wird. Daflir muss verhindert werden, dass die weltweit aktiven

'8 Artikel BMU — Die Klimakonferenz in Paris
v Begriffsdefinition — Just-in-Time-Produktion
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Onlinehandler ihre Gewinne weiter in Steueroasen verschieben, wahrend vor Ort Gewerbesteuer
gezahlt werden muss. Statt immer neuer Logistikzentren auf der griinen Wiese brauchen wir
lebendige Innenstadte mit vielfiltiger Gastronomie, die auch in Krisenzeiten die Versorgung sichern.

Regionale Wirtschaftskreislaufe werden wir auch im Bereich der Landwirtschaft und Erndhrung
fordern — Wochenmarkt statt Weltmarkt. Der Landkreis kann hierzu einen Beitrag leisten. DIE LINKE.
wird ein Forderprogramm auflegen, welches etwa Mensen und Kantinen anregt, ihre Angebote an
regionalen und saisonalen Produkten auszurichten, die nach 6kologischen Kriterien produziert
werden.

Als Mitgesellschafter der Hessischen Landgesellschaft werden wir uns dafiir einsetzen, dass die
Bodenbevorratung und die Nutzbarmachung landwirtschaftlicher Flachen wieder den bauerlichen
Betrieben vor Ort zu Gute kommen, anstatt diesen meistbietend an Investoren zu verkaufen. Die
Erzeugung von guten Lebensmitteln muss Vorrang vor Logistik haben.

Die regionale Energieproduktion muss mit dem Ziel ausgebaut werden, dass der regionale
Energieverbrauch aller Sektoren (Mobilitat, Industrie, Stromverbrauch privater Haushalte und
Warme) im Jahresmittel regional erzeugt werden kann. Dafiir brauchen wir einen Mix aus Windkraft,
Photovoltaik, Biomasse und Wasserkraft in regionaler oder kommunaler Tragerschaft. Die
Wertschopfung aus der Energieerzeugung muss den finanziellen Handlungsspielraum vor Ort
erhohen.

DIE LINKE. fordert ein Férderprogramm fiir die energetische Sanierung von Wohnraum.
Sozialokologischer Umbau bedeutet auch in diesem Bereich, dass die Lasten nicht einseitig auf die
Mieter*innen umgelegt werden dirfen. Die Mieten dirfen nur gerade in dem Umfang steigen, wie
die Kosten durch die Einsparungen reduziert werden.

Der Landkreis ist auch selbst Arbeitgeber und Auftraggeber und daher in einer besonderen
Verantwortung.

InvestitionsmalRnahmen des Landkreises in die Infrastruktur, in Schulen, Verkehrswege und das
Gesundheitswesen, sind unter Gesichtspunkten von sozialvertraglichen Arbeitsverhaltnissen und
Okologischer Nachhaltigkeit zu vergeben. Standards wie tarifgebundene Arbeitsvertrage,
Ausbildungsforderung, Geschlechtergerechtigkeit, gute Arbeitsbedingungen und Regionalitdat miissen
zu Kriterien der Auftragsvergabe werden.

DIE LINKE. setzt sich dafiir ein, dass Eigenbetriebe des Landkreises, die der Daseinsvorsorge dienen,
nicht privatisiert werden. Sogenannte , Offentlich-private Partnerschaften” (OPP) **sollen beendet
werden und wieder in die reguldre Landkreisverwaltung integriert werden. Bei den kreiseigenen
Krankenhdusern ist die demokratische Kontrolle zu erhalten, einen Weiterverkauf der Kliniken lehnt
DIE LINKE. ab.

Der soziale Wohnungsbau, organisiert durch eine kommunale Wohnungsbaugesellschaft, schafft
bezahlbaren Wohnraum.

18 Begriffsdefinition Offentlich-private Partnerschaften
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DIE LINKE. wird sich dafiir einsetzen, dass ein Outsourcen offentlicher Aufgaben beendet wird und
die Arbeitsplatze die mit 6ffentlichen Mitteln entstehen oder geférdert werden, tarifgebunden und
unbefristet sind. Arbeitsplatze in der Kommunalverwaltung, im sozialen und Dienstleistungsbereich,
etwa in der Bildung, beim Jobcenter, bei Gesundheits-, Veterinar- und Auslanderamtern und in
Bereichen des 6ffentlichen Nahverkehrs miissen aufgestockt werden.

Aber auch DIE LINKE. hat keine Patentrezepte fiir den Weg aus der Klimakrise. Daher werden wir den
Transformationsprozess gemeinsam mit den Akteuren aus der Zivilgesellschaft, der
Klimagerechtigkeitsbewegung, den Birgerinitiativen, Gewerkschaften, Wirtschaftsverbanden und
Kammern beraten und gestalten.

Die Zeit drangt, die Klimakrise wartet nicht auf uns!

17
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Klimagerechtigkeit erkimpfen, Natur schiitzen: Fiir eine konsequente

und sozial gerechte Umweltpolitik

Extreme Wetterereignisse, Ernteausfalle durch Dirren®, der steigende Meeresspiegel viele der
dramatischen Folgen der weltweiten Klimakrise sind schon heute erkennbar. Die globale Erwarmung
ist nur eine Facette der globalen 6kologischen Krise, die sich auch in unserer Region etwa durch
Verlust von Artenvielfalt und zunehmende Hitzeperioden duBert - mit katastrophalen Auswirkungen
auf unsere Walder. Wir stimmen Klimaaktivist*innen zu, wenn sie feststellen: ,Die Verdnderungen
miissen von der Politik kommen, oder sie werden von der Natur kommen.“

An der Seite der Klimagerechtigkeitsbewegung® setzen wir uns dafiir ein, dass im Landkreis Kassel
mit sofortiger Wirkung der Klimanotstand** ausgerufen wird und ein klimaneutraler Kreis bis zum
Jahr 2035 angestrebt wird.

Hier wie im globalen MaRstab sind es die am meisten Benachteiligten, die von der Umweltbelastung
am starksten betroffen sind. Verantwortlich fur die 6kologische Krise ist ein Wirtschaftssystem, das
fiir Profit und Wachstum unsere natirlichen Lebensgrundlagen ausbeutet. Um die globale
Klimakatastrophe aufzuhalten, missen wir unsere Wirtschaft grundlegend umbauen sozial,
okologisch und demokratisch.

Diese radikale Transformation fangt vor Ort an - in den Kommunen und Landkreisen:

Wir schlagen vor, das bekannte und bereits erprobte Konzept eines , virtuellen Kraftwerks” zu
verfolgen. Dieses beinhaltet den Bau und den Betrieb von kleinen, dezentralen Stromerzeugern:
Photovoltaikanlagen, Biogasanlagen, Windenergieanlagen und Blockheizkraftwerke. Wo immer
moglich sollen sie kommunal oder durch Biirgergenossenschaften betrieben werden. Dies belebt die
kommunale Wertschépfung, schafft Industriearbeitspldtze und férdert das Handwerk. Die Standorte
gewinnen an Attraktivitat, und die Beteiligung der Birger*innen ermaoglicht direktdemokratische
Einflussnahme zu zentralen Fragen, wie etwa auch die Verwendung der Erlose. Die vollstandige
Umstellung kommunaler Energieversorgung auf 100% erneuerbare Energien wird mit einem festen
Zeitplan vorgeschrieben. Das Ziel ist eine weitgehende Selbstversorgung der Kommunen im Landkreis
mit erneuerbaren Energien.

Dabei geht es bei weitem nicht nur um Klimaschutz. Es geht auch um den Erhalt von Waldern,
Gewassern und der Artenvielfalt.

Grole Teile der Flachen unseres Landkreises sind Wald oder werden landwirtschaftlich genutzt.
Landwirt*innen kdnnen zunehmend zu Energiewirt*innen werden: durch Bereitstellung und
intelligente Nutzung von Biomasse verbunden mit der Einspeisung der dadurch gewonnenen Energie
in kommunale Netze, sowie der effizienten Nutzung der Abwadrme. Die regionale Nutzung von
Biomasse und Biogas soll auf Basis der jeweiligen regionalen Tragfahigkeit erfolgen. Dabei muss
natdrlich ihre Vertraglichkeit in naturschutzfachlicher sowie land- und forstwirtschaftlicher Hinsicht

® Umwelt- Bundesamt: Trockenheit in Deutschland — Fragen und Antworten
2 pie Klimagerechtigkeits-Bewegung in Deutschland — Studie von Hendrik Sander
2 Begriffsdefinition Klimanotstand
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beachtet werden. Eine nachteilige Konkurrenzsituation zur Nahrungsmittelproduktion ebenso wie

eine Uberdiingung des Bodens soll vermieden werden.

Uns von den LINKEN geht es um eine nachhaltige Trinkwasser- und Nahrungsversorgung, die

Verringerung von Schadstoffbelastungen und eine saubere Luft. Kurz: Um einen lebenswerten

Landkreis.

Fiir die 6kologische Altbausanierung und fiir Heizsysteme mit Strom produzierenden

Miniblockheizkraftwerken missen fachliche Beratung und wirtschaftliche Forderung bereitgestellt

werden.

>

Energieversorgung muss ein Grundrecht sein und bleiben! Stadtwerke in kommunaler
Tragerschaft und Energiegenossenschaften miissen Sozialtarife oder eine kostenlose
Grundversorgung anbieten, mit linear steigenden Energiepreisen lUber dieses
Grundkontingent hinaus.

Die Energiewende kann nur gelingen, wenn sie sozial gerecht und unter demokratischer
Kontrolle vollzogen wird.

DIE LINKE. unterstiitzt gemeinwirtschaftliche regionale und kommunale Projekte zur
ortsnahen regenerativen Energieerzeugung unter Bericksichtigung der
naturschutzrechtlichen Bestimmungen insbesondere durch Wind- oder Wasserkraft. In
Hessen bildet der Ausbau der Windkraftanlagen eine notwendige Saule der langst
Gberfilligen Energiewende. Wir unterstitzen den Ausbau der Windkraftnutzung in
kommunaler Hand.

Nach und nach sollen die Kommunen auch wieder die Stromnetze in ihren Besitz
GUbernehmen um damit lokal die politischen Weichen fiir eine regional nachhaltige
Energiepolitik zu legen. Solche Investitionen der Kommunen und Kreise in ihre Infrastruktur
und ihre Zukunft dirfen nicht durch die Kommunalaufsicht vereitelt werden.

Solare und energieeffiziente Bauleitplanung steckt leider in vielen Kommunen noch in den
Kinderschuhen. Daher schlagt DIE LINKE. die Herstellung eines Rahmenkonzeptes fir
Kommunen als Orientierungshilfe auf ihrem Weg hin zu klimagerechtem Bauen vor.

DIE LINKE. setzt sich ein fiir eine eigenstandige wirtschaftliche Betatigung der Gemeinden in
den Bereichen der Energieerzeugung, der Durchleitung und des Vertriebs.

Landkreis- eigene Fldachen sollen nach modernsten 6kologischen Standards bewirtschaftet
werden.

DIE LINKE. wendet sich gegen die Einrichtung eines Atommdlill- Zwischenlagers in Wiirgassen.
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Fiir eine soziale und 6kologische Verkehrspolitik
Eine wichtige Saule bei der Bekdampfung der Klimakrise stellt auch eine nachhaltige Verkehrspolitik
dar.

DIE LINKE. steht daher fiir einen Ausbau des 6ffentlichen Personennahverkehrs aus 6kologischen und
sozialen Griinden. Die bestehenden 6ffentlichen Nahverkehrsmittel missen gefordert und neue
Konzepte offentlicher Mobilitat entwickelt werden. Grundsatzlich ist dem 6ffentlichen
Personennahverkehr Vorrang vor dem motorisierten Individualverkehr einzurdumen. Letzterer fihrt
zu immensen Belastungen der Umwelt und der Menschen durch Feinstaub und Larm. Die OPNV-
Preisgestaltung muss sozialen Kriterien Rechnung tragen. Insbesondere einkommensschwache
Menschen sind in ihrer Mobilitat eingeschrankt, die Fahrpreise sind nicht bezahlbar und im
landlichen Bereich sind 6ffentliche Nahverkehrssysteme oft nur sehr unzureichend vorhanden.

StraRenausbaubeitrage (Strabs) *’lehnen wir ab, da nicht nur die Anwohner die StraBen nutzen. Das
Land muss fiir die Kosten aufkommen.

» Das Ziel linker Politik im Landkreis bleibt ein kostenloser 6ffentlicher Nahverkehr, der sich an
den Bedurfnissen der Nutzer*innen orientiert.

» Die Schiler*innenbeférderung muss fiir alle Schulformen kostenlos sein.

> DIE LINKE. fordert zudem eine deutliche finanzielle Unterstiitzung eines Systems von
Anrufsammeltaxen (AST), Rufbussen und des Aufbaus von Car-Sharing-Netzen.

> DIE LINKE. setzt sich ein flir eine bessere Taktung des Nahverkehrs. Ein Ausgangspunkt fir
diese Forderung stellt dabei die Fridays for Future®- Forderung dar, nach einem
Viertelstundentakt fiir das NVV Tarifgebiet Kassel-Plus **und einem Halbstundentakt im
weiteren Kasseler Umfeld. Darliber hinaus setzen wir uns ein fiir eine Ausweitung des Kassel
Plus Gebietes auf den gesamten Landkreis Kassel.

> Integrierte Verkehrskonzepte, und Leihradsysteme miissen ebenfalls geférdert werden.

» Das Radwegenetz muss auch Uber Land kreisstraRenbegleitend, zu einem
Radschnellwegenetz ausgebaut werden.

» Wir fordern einen sofortigen Ausstieg des Landkreises Kassel aus der defizitdaren Flughafen
GmbH Kassel. Nach einer Studie der Umweltschutzorganisation BUND sind kleine Flughafen
und Regionalflughdfen — darunter auch der in Kassel-Calden — ohne verkehrspolitischen
Nutzen und in erster Linie klimaschadliche Geldverschwendung®.

> DIE LINKE. fordert die Herabstufung des Kassel-Airports zum Verkehrslandeplatz®®.

2 StraRenbeitragsfreies Hessen — Infos zu StraRenausbaubeitrdgen
23 .
Fridays for Future - Kassel
2 NVV Tarifgebiet Kassel-Plus
> Regionalflughafen Okonomisch und klimapolitisch unverantwortliche Subventionen
2 Begriffsdefinition Verkehrslandeplatz
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> DIE LINKE. beflirwortet die Reaktivierung stillgelegter Bahnstrecken von Kassel nach
Naumburg und Waldkappel fiir einen klimafreundlichen Ausbau des RegioTram- Verkehrs®.

> Beider Planung der Giterzugtrasse ,Kurve Kassel“ *ist die zu erwartende Larmbelastung
genau zu prifen, eventuelle Alternativstrecken sind in Betracht zu ziehen.

» Wir fordern, dass alle geplanten und in der Umsetzung befindlichen Autobahnerweiterungen
und -sanierungen (A44, A49, Briicke Fuldabriick) auf ihre wirkliche Notwendigkeit und ihre
negativen 6kologischen Auswirkungen hin geprift werden. Keine Losung ist wirklich
alternativlos.

Miill vermeiden, Recycling fordern

Die kapitalistische Wegwerfgesellschaft ist durch die Produktion immenser Miillberge
gekennzeichnet. Diese Produktionsweise ist ein globales 6kologisches Problem. Viele Produkte
werden bewusst so entwickelt, dass sie nach kurzer Zeit kaputt gehen und nur schwierig oder gar
nicht zu reparieren sind. So soll der Konsum neuer Waren angekurbelt werden.

Diese enorme Miillproduktion zerstort unseren Planeten und gefahrdet Wildtiere. Die Vermeidung
von Miill sowie die Férderung von Wiederverwendung und Recycling sind daher wichtige Ziele einer
sozial-6kologischen Politik.

Offentliche Einrichtungen miissen hier einerseits mit gutem Beispiel vorangehen, andererseits
missen klare Regeln flr private Unternehmen aufgestellt werden.

DIE LINKE. setzt sich ein fir:
» Die Erarbeitung einer Strategie zur Vermeidung von Plastik und Verpackungsmidill.

> Die Berticksichtigung von Kriterien der Ressourcenschonung und Langlebigkeit in der
offentlichen Beschaffung.

» Weniger Lebensmittelverschwendung in 6ffentlichen und privaten Einrichtungen.

» Den Einsatz von 100% Recyclingpapier in der 6ffentlichen Verwaltung sowie in Schulen. Der
Papierverbrauch ist generell zu senken.

» Die Unterstltzung von Repair-Cafés, Unverpacktldaden und anderen Einrichtungen, die zur
Millvermeidung beitragen.

Eine Sicherung der Arbeitsplatze im Eigenbetrieb , Regionale Abfallentsorgung”.
Stabile und bezahlbare Abfallgebtihren.

Eine Verhinderung von Miilltourismus in andere Regionen.

vV V VY V

Eine regionale Abfallverwertung zur Energiegewinnung.

27 .
Infos zu RegioTram Kassel
%8 Infos zu Kurve Kassel - KEINE KURVE KASSEL Birgerinitiative Vellmar
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Sanfter Tourismus und Naturschutz in Nordhessen

Die Forderung des Tourismus im Landkreis kann einen Beitrag zur wirtschaftlichen Starkung und zum
Ausbau von Arbeitsplatzen leisten. Daflir miissen vorhandene Angebote gestarkt, vernetzt und
gemeinsam vermarktet werden. Das Ziel ist dabei fir DIE LINKE. kein Massentourismus in
GroRprojekten, sondern tGberwiegend individuelle, nachhaltige, familienfreundliche Angebote, die
sich an den vorhandenen Starken der Region orientieren. Hierzu zdhlen die vielfaltigen kulturellen
Angebote, die erlebbaren Naturrdume und historischen Bezlige der Region.

DIE LINKE. im Landkreis Kassel wird sich vielmehr einsetzen fir
» den Erhalt und Ausbau der Sababurg und das Erfolgsmodell Tierpark Sababurg,
> eine engagierte Zusammenarbeit mit den aktiven Naturschutzverb&nden,

» eine Wertschopfung, die in der Region bleibt durch eine Férderung der bereits anséssigen
Tourismusbetriebe und damit eine Sicherung der nachhaltigen Arbeitsplatze in der
Tourismusbranche,

» eine Strukturpolitik, die angesichts sinkender Bevélkerungszahlen immer neue Baugebiete
und den damit zunehmenden Flachenverbrauch nicht mehr ohne weiteres zuldsst.
Grundsatzlich muss bei der Bauplanung der Gemeinden Innenentwicklung vor
AuBenentwicklung® stehen.

» eine bessere Infrastrukturpolitik im Diemeltal und Weserbergland, um auch dort einen
wirtschaftlichen Niedergang zu verhindern,

» der Erhalt der Attraktivitat der historischen Dorfkerne,
» den Ausbau der Fahrradwege,

> die Unterstiitzung der durch die Corona-Pandemie besonders schwer getroffenen
Tourismusbranche.

Fiir den Erhalt und Ausbau von Sportstatten und die Forderung des

Breitensports

Sport bringt nicht nur Menschen zusammen und bietet Raum fiir gemeinsame Erfahrungen.
Sportvereine sind auch Orte erfolgreicher Integration. Hier geht es neben dem eigentlichen Sport
auch um die Vermittlung von Werten wie Toleranz, Respekt und Fairness.

Gerade auch in der Corona-Krise hat sich gezeigt, wie wichtig Sportangebote fiir das gesellschaftliche
Zusammenleben sind; das Fehlen solcher Angebote in der Zeit des Lockdowns hat dies allen sehr
deutlich gemacht.

29 . .
Innenenwicklung vor AuBenentwicklung
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DIE LINKE. fordert und unterstiitzt vor allem den Breitensport mit seiner positiven sozialen und
gesundheitlichen Wirkung. Die Sportvereine missen deshalb bei der Zusammenarbeit mit den
Schulen vor Ort starker unterstitzt werden.

Viele Sporthallen, Schwimmbader und Sportplatze sind sanierungsbeddrftig, weil den Kommunen das
notwendige Geld fehlt. Es ist Aufgabe des Landes Hessen, die Kommunen und die Sportvereine in
ihrem Bestand zu sichern und ausreichend finanziell zu unterstiitzen, damit die notwendigen
Investitionen vorgenommen werden kénnen. Die Sportstatten und Schwimmbader sollen zeitgemaR,
barrierefrei und 6kologisch sinnvoll saniert werden.

Deshalb muss Sport eine kommunale Pflichtaufgabe werden.

Friedenspolitik vor Ort: Kein Platz fiir Militarismus!

Auch wenn militarische Entscheidungen von Bundesregierung und Bundestag getroffen werden, ist
Friedenspolitik ein wichtiges Thema in den Kommunen. Die Mehrheit der Bevolkerung lehnt
Auslandseinsatze, Ristungsexporte und Aufristung ab. Gerade in den letzten Jahren unternimmt die
Bundeswehr grofle Anstrengungen, dies durch Kampagnen zu verandern, die insbesondere auf die
Jugend in den Schulen ausgerichtet sind.

DIE LINKE. arbeitet in gesellschaftlichen Blindnissen gegen Krieg und Aufristung. So unterstitzt sie

30
I

die Kampagne zur weltweiten Abschaffung von Atomwaffen: Den ICAN Stadteappell™. Sie wendet

sich gegen Werbung der Bundeswehr, die Teil der Militarisierung der deutschen AuRenpolitik ist.
» Wir setzen uns dafiir ein, dass der Landkreis eine aktive Friedenspolitik betreibt.
> Wir fordern die Konversion der Ristungsindustrie auch im Landkreis Kassel.
» Wir wenden uns gegen jede Militarisierung des Lebens in der Kommune.
>

DIE LINKE. setzt sich fiir den Stopp der Werbung fiir die Bundeswehr in kommunalen
Einrichtungen, auf Hessentagen, in Arbeitsamtern und in Schulen ein.

»  Wir befiirworten Gemeindepartnerschaften und wollen sie dazu nutzen, die internationale
Zusammenarbeit von sozialen Bewegungen, Gewerkschaften, Vereinen und
Kultureinrichtungen zu starken.

» Wir setzen uns ein fiir eine solidarische Kooperation der Kommunen auf européischer und
internationaler Ebene in den Bereichen: Entwicklungspolitik, gerechte Weltwirtschaft,
Arbeitswelt, Umwelt und praventive Friedenspolitik.

¢« 31

> Wir unterstiitzen die Initiative ,,Blrgermeister fiir den Frieden” ““und rufen alle Gemeinden

im Landkreis dazu auf, Biindnisse zu bilden.

» Wir lehnen jegliche militdrische Nutzung des Airports Kassel ab

% Infos zu ICAN Stadteappell
*! stidtebiindnis ,Blrgermeister flir den Frieden”
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Gefliichtete willkommen heifden - Wir haben Platz

Fur DIE LINKE. Ist die Aufnahme von Menschen in Not ein oberstes humanitdres Gebot. Nach
Angaben der Weltfliichtlingsagentur UNHCR waren Ende des Jahres 2019 tber 79,5 Millionen
Menschen weltweit auf der Flucht. 26 Millionen dieser Menschen sind Fliichtlinge, die vor Konflikten,
Verfolgung oder schweren Menschenrechtsverletzungen aus ihrer Heimat flohen.*? Greenpeace
schatzt, dass heute bereits mehr als 20 Millionen Menschen auf der Flucht vor den Auswirkungen des
Klimawandels sind, und zu befiirchten ist, dass diese Zahl in den kommenden Jahren rapide
ansteigen wird. ** Weiterhin bleibt das Mittelmeer ein todliches Massengrab: Auch im Jahr 2019
ertranken mehr als 1.800 Menschen bei dem Versuch, iber das Meer nach Europa zu gelangen. **

Die verheerende Brandkatastrophe im Fllichtlingslager Moria auf Lesbos (Griechenland) hat uns allen
deutlich gemacht, dass dieses Thema, trotz sinkender Asylbewerberzahlen, noch lange nicht ,,zu den
Akten” gelegt werden darf.

Das Sterben und Elend der Fliichtlinge muss unverziiglich gestoppt werden.
Wir treten ein fir eine wirdige Aufnahme von Fliichtlingen in unseren Stadten und Gemeinden.

,Wir haben Platz!“ *>und »Refugees welcome!" missen die Leitfaden hessischer Willkommenskultur
sein. Gefllichtete haben das Recht auf eine selbstbestimmte Lebensfliihrung. Dazu gehort vor allem
eine menschenwirdige, dezentrale Unterbringung mit guter Anbindung an die Infrastruktur.
Grundsatzlich sind Gefliichtete in Wohnungen unterzubringen. Sammelunterkiinfte als Dauerlésung
lehnen wir ab. Eine ausreichende medizinische Versorgung, soziale und psychologische Betreuung
sind ebenso sicherzustellen, wie eine unabhéangige juristische Beratung. Neben der Umsetzung der
Schulpflicht und der Teilnahme an Sprachkursen ist der Zugang zu Bildungs-, Sport- und
Kultureinrichtungen zu gewahrleisten. Wir begriiRen das Engagement aus der Zivilgesellschaft zur
Unterstiitzung von Gefliichteten. Dies muss weiter gefordert und unterstitzt werden. Bund und Land
missen die notwendigen finanziellen Mittel fir die Aufnahme von Gefllichteten bereitstellen. Diese
Kosten dirfen nicht auf finanzschwache Kommunen abgewalzt werden.

Die notwendige Unterbringung von Flichtlingen darf nicht dazu genutzt werden, um Fliichtlinge und
Anspruchsberechtigte auf Sozialwohnungen gegeneinander auszuspielen. Bund und Lander miissen
flr die Flichtlingsunterbringung mehr finanzielle Mittel zur Verfiigung stellen, und den sozialen
Wohnungsbau ankurbeln.

DIE LINKE. steht fur

> eine Kommunalpolitik, die als Ziel die Integration und die Achtung der kulturellen Identitat
von Migrant*innen hat. Entsprechende Initiativen aus der Zivilgesellschaft verdienen
besondere Unterstiitzung.

32 statistiken der UNHCR
33 .
Presseerklarung Greenpeace
3% Statistik bei statista.com
** Infos zum Thema #WIRHABENPLATZ
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>

die Forderung der Sprachkompetenz in der deutschen Sprache und der Mehrsprachigkeit
bereits in den Kindergarten und Schulen

die bedarfsgerechte Férderung des Deutschunterrichts flir Migrant*innen

eine Offnung und Finanzierung der gesetzlichen Integrations- und Sprachkurse auch fiir
Asylbewerber*innen und geduldete Auslander*innen.

eine Ausweitung des Angebots an Sozialwohnungen fir Gefllichtete durch Vereinbarungen
mit den Wohnungsgesellschaften.

eine umfassende Unterstiitzung der Gefliichteten bei der Wohnungssuche durch
Sozialarbeiter*innen und einer daran anknipfenden sozialpddagogischen und
psychologischen Betreuung.

einen sofortigen Zugang zu Arbeit und Bildung. Dies erméglicht den Fliichtlingen
wirtschaftliche Selbstandigkeit.

die bevorzugte Einstellungen von Mitarbeiter*innen in der Kreisverwaltung und in 6ffentlich
geforderten Institutionen, die die Sprachen der Migrant*innen beherrschen

den Einsatz von Dolmetscher*innen fiir alle Bereiche der 6ffentlichen Verwaltung

die Férderung der sozialen Selbstorganisation von Migrant*innen und die Bereitstellung
offentlicher Raume als Treffpunkte flr Frauen

eine starkere Beteiligung und bessere finanzielle Ausstattung des Kreisauslanderbeirats

die Férderung und den Ausbau internationaler Begegnungsstatten im Kreis
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Kein Platz fiir Rassismus und Nazis!

Rassismus begegnet uns fast standig in unserem Alltag. ,Ich hab ja nichts gegen Auslander, aber...”
Die Zuschreibung von Eigenschaften zu einer bestimmten Nationalitdt, herabwirdigende
Verallgemeinerungen und das Vermeiden von Kontakten zu Nachbarn mit Migrationshintergrund
sind der Einstieg in die Spaltung der Gesellschaft. Von diesem Alltagsrassismus spannt sich ein Bogen
zu verfestigten rechten Weltbildern mit vielen Erscheinungsformen: national-burgerlich,
verschworungstheoretisch, militant. Sie kommen im Gewand der , Lebensretter*innen” oder der

“3%_Sje sitzen an Stammtischen, sind Mitglieder in Vereinen, organisieren sich

,Ethnopluralist*innen
in Kameradschaften oder marschieren wieder in Reih und Glied. Gemeinsam haben sie ihren
Rassismus, Antisemitismus und Antiziganismus”: Ihre Menschenverachtung, ihren Hass auf alles, was

nicht fir Volk und Rasse briillt.

Dem setzen wir unser Weltbild von Offenheit und Solidaritat entgegen. Wir bekdmpfen Rassismus
und rechte Ideologien in all seinen Formen. Dabei schlieRen wir breite gesellschaftliche Bindnisse
gegen Rassismus und Faschismus. Es ist unser aller Aufgabe, dafiir Verantwortung zu tragen, dass
kein Mensch herabgewdirdigt oder diskriminiert wird.

Der Mord an Dr. Walter Lilbcke hat es mehr als deutlich gezeigt: Aus Worten werden Taten. Unser
Verstdndnis von Antifaschismus delegiert die Verantwortung fiir den Antifaschismus nicht
ausschlieBlich auf Polizei und den sogenannten Verfassungsschutz.

Daher fordert DIE LINKE.:

» Unterstitzung von zivilgesellschaftlichen Initiativen gegen Rassismus, Antisemitismus,
Muslimfeindlichkeit, Antiziganismus, Diskriminierung und rechte Gewalt.

» Eine Null-Toleranz-Politik bei Bekanntwerden von rechtsextremen Tendenzen in den
Kommunalbehorden.

» Keine Genehmigung von Nazi-Aufmarschen und -Treffen im Landkreis. Nazis diirfen keinen
Platz auf den Strallen und Platzen und in Blirgerhausern im Landkreis haben.

> Forderung antirassistischer Bildungsarbeit - insbesondere an den Schulen und den Vereinen.

(z.B. ,,Schule ohne Rassismus - Schule mit Courage**)

» Fortbildung der Mitarbeiter*innen in der Verwaltung in interkultureller Kompetenz und in
Anti-Rassismus-Trainings.

> Aussteiger*innenprogramme fiir Angehdrige der rechten Szene

> Unterstitzungs- und Beratungsangebote fir Menschen, die Opfer von rassistischem
Mobbing, Diskriminierung und rechter Gewalt wurden.

Es gibt kein ruhiges Hinterland!

3 Begriffsdefinition Ethnopluralismus
3 Begriffsdefinition Antiziganismus
%8 Netzwerk Schule ohne Rassismus
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Mehr direkte Demokratie wagen - Biirgerengagement und

Biirgerbeteiligung fiir alle Einwohner*innen

Auch nach der Novellierung der Hessischen Gemeinde- und Landkreisordnung sind die Moglichkeiten
zur direkten Beteiligung der Menschen vor Ort vollig unzureichend. Im Gegensatz zu anderen
Bundeslandern kennt die Hessische Kommunalverfassung weiterhin kein Petitions- oder Antragsrecht
flir ihre Blrger*innen. DIE LINKE. tritt fiir eine deutliche Erweiterung der Beteiligungsmoglichkeiten
ein. Wir wollen, dass die Menschen vor Ort durch Begehren und Entscheide mehr unmittelbaren
politischen Einfluss erhalten und die Hiirden dafiir herabgesetzt werden. Wir treten dafiir ein, dass
Blrgerbegehren nicht mit juristischen Tricks ausgebremst werden. Das setzt jedoch Transparenz der
offentlichen Entscheidungswege und Informationsfreiheit voraus. Auch die kommunalen
Mandatstrager*innen sollen mehr Kontrollrechte gegeniiber den Magistraten und Kreisausschiissen
sowie den kommunalen Unternehmen erhalten. Dazu gehort auch die weitestgehende Aufhebung
der Geheimhaltungspflichten, die nach Einflihrung privater Rechtsformen bei den kommunalen
Unternehmen die Kontrollrechte der Parlamente faktisch aushebeln.

DIE LINKE. kampft flr die Einbeziehung aller dauerhaft in einer Gemeinde lebenden Menschen,
unabhangig ihrer Herkunft, in die kommunalen Entscheidungsprozesse. Deshalb fordert DIE LINKE.
ein kommunales Wahlrecht fir alle hier dauerhaft lebenden Menschen ab dem 16. Lebensjahr.
Solange der Gesetzgeber die notwendigen gesetzlichen Voraussetzungen nicht schafft, mlssen die
Auslanderbeirate *aufgewertet werden und diirfen nicht durch Integrationskommissionen ersetzt
werden. Das Demokratieprinzip gebietet, dass Menschen, die gemeinsam in einer Gemeinde leben,
auch gemeinsam die kommunalen Entscheidungen treffen, die ihre gemeinsame Zukunft betreffen.
Deshalb unterstiitzt DIE LINKE. ein Rede- und Antragsrecht in den politischen Gremien fir
Auslanderbeirate, sowie fur Kinder- und Jugendforen oder Kinder- und Jugendparlamente. Personal
und Mittel sind zum Gelingen dieser Beteiligung erforderlich. Kommunale Integrationskonzepte
kdnnen nur gelingen, wenn Migrant*innen und ihre Organisationen gleichberechtigt daran
mitarbeiten kdnnen. Deshalb missen migrationsbedingte Mehrsprachigkeit, Strukturen und
Netzwerke gestarkt werden. Um die gesellschaftliche Vielfalt auch in hessischen Rathausern
abzubilden, setzt sich DIE LINKE. fiir eine interkulturelle Offnung der Verwaltung ein.

DIE LINKE. setzt sich ein fiir legale und sichere Einreisemoglichkeiten von Fliichtlingen und
unterstiitzt die Forderungen von Solidarity City “°und Seebriicke*'. Wir werden dafiir arbeiten, dass
der Landkreis Kassel Gber sein Kontingent hinaus mehr Fliichtlinge aufnimmt und dem Biindnis
,Sichere Hafen“ *beitritt. Dariiber hinaus mussen ehrenamtliche Fliichtlingshelfer und
Selbsthilfeorganisationen in den Kommunen finanziell und organisatorisch unterstiitzt werden.

DIE LINKE. setzt sich fir echte Bilirgerhaushalte ein! Diese dirfen jedoch nicht dazu dienen, die
Menschen vor Ort fiir die Umsetzung von Spardiktaten mitverantwortlich zu machen. Es ist daher
unabdingbar, dass den Menschen in allen Phasen eine breite und aktive Teilnahme an den
Entscheidungsprozessen moglich ist, umfassende und problemorientierte Informationen zur

* Infos zu Auslinderbeiriten
40 . . .
Homepage solidarity-city.eu
41
Homepage seebruecke.org
*2 |nfos zu ,Sicherer Hafen”
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Verfligung stehen sowie die Kommunalvertretungen dazu verpflichtet sind, dem Votum der
Menschen zu folgen. So sollen die Einwohner*innen auch per Entscheid, z.B. tber die Abschaffung
der Strallenbeitrage, selbst entscheiden kénnen.

Einschrankungen von Mitbestimmungsrechten der Kommunalparlamente in Krisenzeiten sind
inakzeptabel. Eine Aussetzung von Stadtverordnetenversammlungen, Ortbeiratssitzungen, oder
Ausschusssitzungen, einen Ausschluss der Offentlichkeit sowie die Einschrankung
kommunalpolitischer Beratungen, lehnen wir ab!

DIE LINKE. setzt sich fiir mehr Sicherheit innerhalb der Stadte und Gemeinden ein. So ist in
regelmaliger Zusammenarbeit zwischen den Ordnungsbehdrden, den Vereinen und Verbanden
sowie der Polizei das bestehende Sicherheitskonzept weiter zu entwickeln. Wir lehnen aber den
Einsatz von ehrenamtlichen Polizeihelfern sowie den verstarkten Einsatz von
Videoliberwachungsanlagen ab. Wir wollen eine Sicherheitspolitik die auf Pravention und Aufklarung
aufbaut und nicht auf Repression.

Das zunehmende — und unterstitzungswiirdige — ehrenamtliche Engagement in den Kommunen darf
nicht dazu missbraucht werden, 6ffentliche Aufgaben auf die Schultern der Ehrenamtlichen
abzuwalzen. Ehrenamtlichkeit darf keine Arbeitsplatze ersetzen, sie benétigt hauptamtliche
Strukturen um gut arbeiten zu kénnen. Das birgerschaftliche Engagement verfehlt vollig seinen
Zweck, wenn den beteiligten Menschen gleichzeitig jede Mitbestimmung bei den kommunalen
Entscheidungen verweigert wird.

Die Handlungsfahigkeit der Kommunen in und nach der Krise stirken
Nach Artikel 28 des Grundgesetzes “*haben die Gemeinden das Recht, alle Angelegenheiten der
ortlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln. Schon vor der
Corona-Krise existierte dieses Recht faktisch nicht mehr. Die chronische Unterfinanzierung
offentlicher Aufgaben, Steuergeschenke fiir Reiche und Konzerne sowie die kommunalfeindliche
Politik der schwarz-griinen Landesregierung haben die Kommunen zu einer beispiellosen Erhéhung
der Gebihren und Abgaben (Grundsteuer, StraRenausbaubeitrage, Benutzungsgebihren etc.)
gezwungen, gleichzeitig wurden Sozialleistungen und sogenannte "freiwillige Leistungen" eingefroren
oder gekirzt sowie notwendige Investitionen in die kommunale Infrastruktur immer wieder
verschoben. Die Locher in den kommunalen Haushalten stehen denen in vielen Gemeindestrallen in
nichts nach.

Die sogenannte Schuldenbremse hat dieses Problem noch weiter verscharft und wurde oftmals zum
Vorwand fir Privatisierung und Sozialabbau genommen. Aufgaben der Daseinsvorsorge wurden dem
Markt und dessen Profitinteressen tberlassen, oft ohne das Wohl der Menschen zu beachten.

Trotz des Milliardenprogramms der Hessischen Landesregierung bleibt zu befiirchten, dass der
finanzielle Handlungsrahmen des Landkreises und der Kommunen im Landkreis Kassel sich in Zukunft
noch weiter verschlechtert: Die Einnahmen durch Gewerbe- und Einkommensteuer brechen
flachendeckend weg.

* Artikel 28 Grundgesetz

28
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Diesen sogenannten Sachzwangen werden wir uns nicht unterwerfen. Geld ist genug da. Bei einem

gerechten Steuersystem, bei dem die Reichen entsprechend ihrer Leistungsfahigkeit zur Kasse

gebeten wiirden, kdnnten die kommunalen Aufgaben, die allen Birger*innen zugutekommen,

problemlos erfiillt werden. DIE LINKE. wird keinem kommunalen Projekt, das fiir die

Lebensbediirfnisse der Menschen sinnvoll und notwendig ist, nur deshalb die Unterstiitzung

versagen, weil angeblich die finanziellen Mittel fehlen.

DIE LINKE. setzt sich fiir eine umfassende Gemeindefinanzreform ein.

>

Baustein dieser Gemeindefinanzreform muss die Einfliihrung einer Vermdgensteuer sein, die
ab einem privaten jahrlichem Einkommen oberhalb von 1 Mio € zu zahlen ist und die
unmittelbar den Landern und Kommunen zu Gute kommt.

Die Gewerbesteuer soll zu einer Kommunalwirtschaftssteuer entwickelt werden, die von
allen zu zahlen ist, die Gewinne aus gewerblicher, selbststandiger oder freiberuflicher
Tatigkeit erwirtschaften. Ohne die Steuerzahler weiter zu belasten, ist diese Steuer nicht nur
gerechter, sondern auch stetiger und damit fiir die Kommunen leichter kalkulierbar.

Aufgaben, die Kommunen im Auftrag von Bund und Land ausfiihren, missen vollumfanglich
von diesen finanziert werden (Konnexitatsprinzip®®).

Die wirtschaftliche Betatigung der Gemeinden muss wieder ermdglicht werden. In den
Bereichen des Wohnungsbaus, der digitalen Infrastruktur, der Energieerzeugung und dem
Vertrieb, des 6ffentlichen Nahverkehrs und anderen Bereichen der Daseinsvorsorge sollen
der Landkreis und die Kommunen wieder steuerlich privilegiert tatig werden kénnen. Die
Corona-Krise hat deutlich gezeigt: Das Offentliche ist wesentlich!

Die Forderung kommunaler Projekte durch Land und Bund muss sich an der finanziellen
Leistungsfahigkeit der Kommunen orientieren.

In den nachsten fiinf Jahren wird sich DIE LINKE. im Landkreis Kassel weiterhin dafiir einsetzen,

>

dass Investitionen in den Bildungs-, Gesundheits- und Sozialbereich unabhangig von dem
Verbot der Neuverschuldung moglich sind.

dass der Landkreis die Kreiskliniken Hofgeismar und Wolfhagen mehrheitlich in eigener
Tragerschaft und im 6ffentlichen Dienst fortfiihrt und dafir die benétigten Mittel bereitstellt.

dass der Landkreis Kassel die Federfiihrung bei der Griindung und dem Betrieb einer
gemeinnitzigen Wohnungsbaugesellschaft ibernimmt,

dass der Landkreis Kassel aus der defizitdaren Flughafen GmbH Kassel-Calden schnellstmdglich
aussteigt und der Flughafen zu einem Verkehrslandeplatz herabgestuft wird.

dass OPP-Projekte (Offentlich-private Partnerschaft) beendet werden und die Umsetzung der
Vorhaben (Schulsanierung und -neubau) wieder unter demokratische Kontrolle durch den
Kreistag gestellt wird.

“ Begriffsdefinition Konnexitatsprinzip

29


https://kommunalwiki.boell.de/index.php/Konnexitätsprinzip

Finale Version 14.11.2020 19:00

» dass kommunale Einrichtungen, Immobilien und Flachen nur verkauft werden, wenn der
offentliche Zweck entfallt.

Den landlichen Raum vernetzen - Digitale Chancen nutzen

Die Digitalisierung verandert unser Leben in fast allen Bereichen. Gleichzeitig steigt die Gefahr der
digitalen Spaltung, in Jung und Alt, Stadt und Land, arm und reich. Daher setzen wir uns dafiir ein,
dass alle Menschen von den Méglichkeiten der Digitalisierung profitieren konnen. Auch die Corona-
Krise hat eindriicklich gezeigt, welche Bedeutung eine gesicherte digitale Versorgung heute
einnimmt.

Voraussetzung fur den digitalen Wandel ist der Anschluss aller Gemeinden und Ortsteile mit
»Sschnellem Internet” durch Glasfaser. Diese Aufgabe darf nicht nur dort angegangen werden, wo es
sich ,lohnt”. Ein schneller Internetanschluss gehort inzwischen ebenso zu Grundversorgung wie
Wasser, Strom und Telefon. Die traumhaften Renditen, die Anbieter in den Ballungsrdumen
einfahren, missen genutzt werden, um auch den landlichen Raum zu erschlieBen, mit dem Ziel, alle
Haushalte im Landkreis mit Glasfaser zu versorgen.

DIE LINKE. setzt sich fur die Netzneutralitdt auch bei Glasfaser ein, nach dem Beispiel des
Stromnetzes — eine wichtige infrastrukturelle Aufgabe, die nicht der Steuerung durch einen
ungezigelten Markt Gberlassen werden darf. Die Inhaber der Netze mussen verpflichtet werden,
auch Drittanbieter in ihrem Netz zuzulassen. Viele Gemeinden im Landkreis sind seit Jahren
unversorgt oder unterversorgt. Breitbandanschliisse sind aber sowohl Voraussetzung fir die
Ansiedlung von Unternehmen als auch der Sicherstellung vergleichbarer Lebensbedingungen
zwischen Stadt und Land. Damit sind sie unverzichtbar fiir den Erhalt und fiir die Schaffung von
Arbeitsplatzen und der Entwicklung des landlichen Raums

Beim Mobilfunk gehéren Verbindungsabbriiche und Funklécher zum Alltag im Landkreis Kassel. Das
Mobilfunknetz muss so ausgebaut werden, dass Uberall im Landkreis eine gute Netzabdeckung in
allen Mobilfunknetzen gewahrleistet ist.

Neue Kommunikationsstandards wie 5G* dirfen nicht nur in den Stadten und entlang der
Autobahnen verfligbar sein — , die letzte Milchkanne” steht bei uns.

Die Verfestigung der ,Digitalen Spaltung” von Ballungsgebiet und landlichem Raum, von Jung und Alt,
von Vermoégenden und von Armut Bedrohten muss Giberwunden werden.

> In allen 6ffentlichen Gebauden soll ein freier WLAN-Zugang zur Verfligung gestellt werden.

> Jeder Haushalt muss ein Anrecht auf einen bezahlbaren, schnellen Breitband-
Internetanschluss haben. Niedrige Haushaltsnettoeinkommen diirfen zukiinftig keine
Ausgrenzungen von der Internetnutzung darstellen.

> DIE LINKE. fordert die Anerkennung von internetfahigen Endgeréaten als Teil des
soziokulturellen Existenzminimums.

* Infos zum Mobilfunkstandard 5G
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» Wir wollen, dass auch Menschen mit Behinderungen und von Armut Bedrohte, sowie und
Senior*innen an digitalen Angeboten teilhaben kdnnen.

» Ein besonderer Schwerpunkt ist auch bei der Digitalisierung der Schulen zu setzen, denn
wahrend der Corona-Pandemie sind dort die Schwachstellen deutlich zutage getreten. Es gab
weder konkrete Vorstellungen, wie Homeschooling46 in Ausnahmesituationen stattfinden
kann und wie die Kommunikation zwischen Schiler*innen, Lehrer*innen und Eltern
stattfinden soll, noch wie Lernen und Unterrichten im virtuellen Klassenzimmer padagogisch,
didaktisch und technisch aufgesetzt sein soll.

"7 hutzen und alle Schulen an das

» Der Landkreis Kassel muss die Chancen des "Digitalpakts
Glasfasernetz anschlieRen. Innerhalb der Schulen muss ein flichendeckender WLAN-Empfang
ermoglicht werden. Alle Lehrenden und Schiiler*innen missen mit mobilen Endgeraten
(Laptops / Tablets) ausgestattet werden, damit unabhangig vom Einkommen der Eltern, eine
digitale Teilhabe moglich ist. DIE LINKE. setzt sich dafiir ein, dass die erforderlichen
zusatzlichen Stellen fir Administration und Wartung der Netze und Geréate geschaffen

werden. Dies darf nicht zu Lasten der Lehrenden gehen.

> E-Government *- Die Kommunal- und Landkreisverwaltungen werden ihre Angebote
digitalisieren. Hierbei muss sichergestellt werden, dass Menschen die nicht "online" sind,
nicht abgehangt werden. Ein Besuch im Rathaus und dem Landratsamt muss ebenso
weiterhin uneingeschrankt moglich sein, wie die Nutzung der Sparkassen.

> Die digitalen Angebote mussen so gestaltet sein, dass der Persénlichkeitsschutz von
Blrger*innen und Mitarbeiter*innen gewahrleistet bleibt; kommunale
Datenschutzbeauftragte miissen dariiber unabhangig wachen. DIE LINKE. setzt sich fir die
Forderung von Open-Source und Open-Data® ein. Diese Techniken stellen sich der
Kommerzialisierung der Digitalisierung entgegen und ermdglichen eine 6ffentliche Kontrolle.
Beschaftigte in den Dienststellen sollen liber die Personalrate in die Entscheidungen zur
Umsetzung einbezogen werden.

» Die Digitalisierung der Behorden darf nicht dazu fiihren, dass Beschaftigte standig fur ihren
Arbeitgeber erreichbar sein missen. Aulerdem missen Fortbildung und Qualifikation ein
hoher Stellenwert eingerdaumt werden.

> Nicht alle Menschen sind mit dem Internet und Handy aufgewachsen. Um Chancen zu nutzen
und Gefahren zu erkennen braucht es Angebote fiir alle Altersgruppen zur Férderung der
Medienkompetenz durch Schulen, Volkshochschulen und andere Bildungstrager.

* Studie zum Unterricht zuhause "Homeschooling" belastet die Familien
* Infos zu DigitalPakt Schule

*® Infos zu E-Government

9 Begriffsdefinition Open-Data
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Wohnen ist Menschenrecht
In den letzten Jahrzehnten hat sich die Lage auf dem Wohnungsmarkt mehr und mehr zugespitzt. In
den Ballungsraumen sind die Mieten explodiert, es fehlt an bezahlbarem Wohnraum.

Im Gegensatz dazu gibt es Gegenden in Hessen wie im Landkreis Kassel in der Nordspitze, wo Hauser
und Wohnungen leer stehen und relativ niedrige Durchschnittsmieten verlangt werden.

Allerdings haben sich die Mieten in den letzten vier Jahren auch im Landkreis um ca. 20% erhoht.
*®Wihrend nur ein Bruchteil dessen gebaut wird, was an Sozialwohnungen notwendig ist, fallen
deutschlandweit gleichzeitig jedes Jahr 43.000 Mietwohnungen aus der Sozialbindung. Der Bestand
ist zwischen 2002 und 2019 um 1,2 Millionen Sozialwohnungen geschrumpft.> Diese Entwicklung ist
auch im Landkreis splirbar.

Die Menschen zieht es in die Stadt Kassel oder in die Nahe, weil dort ihre Arbeitsplatze sind. Lange
Fahrwege kosten Lebenszeit und Geld. Der 6ffentliche Nahverkehr ist nicht ausreichende ausgebaut.
So kommt es, dass die Menschen auf dem Land immer mehr abgehadngt werden. Der Landkreis Kassel
hat in dieser Hinsicht eine wichtige lenkende strukturpolitische Aufgabe. Die Attraktivitat der
landlichen Region (Breitbandanbindung, OPNV, Gesundheitsversorgung usw.) muss verbessert
werden. DIE LINKE. fordert daher ein Sanierungsprogramm fir die Kommunen und Ortsteile, die
einen Uberdurchschnittlichen Leerstand haben.

Es fehlt in den nachsten Jahren eine groBe Zahl neuer Wohnungen. Insbesondere kleine,
barrierefreie und bezahlbare Wohnungen werden gebraucht. Wohnungen fiir Ein- bis
Zweipersonenhaushalte, fiir einkommensschwache Menschen, Senioren, Alleinerziehende,
Sozialhilfeempfanger*innen und Fliichtlinge.

Die bestehenden Wohnungsbaugesellschaften haben sich aus dem flachen Land zuriickgezogen, weil
keine Gewinne erwirtschaftet werden. Der Kreistag hat deshalb in den letzten Jahren auf Initiativen
der Fraktion der Linken die Griindung einer gemeinnitzigen Wohnungsbaugesellschaft beschlossen,
gegen die Stimmen der AFD und CDU. Eine deutliche Mehrheit der Kommunen im Landkreis hat an
einer Beteiligung Interesse. >

Jetzt muss der Beschluss umgesetzt werden.

Denkmalschutz stirken

Im Landkreis findet sich eine grofle Menge an Kulturdenkmalern. Nicht nur Schlésser und Burgen,
sondern auch Wohnhauser, Wirtschaftsgebdude und ganze Ortschaften stehen unter Denkmalschutz.
Es ist eine besondere Aufgabe diese wertvollen Gliter zu erhalten.

Uber Jahrhunderte ist eine Kulturlandschaft gewachsen in der auch StraBenziige, Eisenbahntrassen,
Flusslaufe sowie die Gestaltung von Land und Forst schiitzenswert sind. Durch gednderte Anspriiche
an Wohnen und Wirtschaften unterliegen diese Verhaltnisse natirlich einem steten Wandel. Um die

% Artikel HNA Mietpreisentwicklung im Landkreis Kassel
> Artikel HNA Immobilienverband: Wohnbedarf durch Neubau nicht gedeckt
> Artikel HNA Landkreis Kassel will Baugesellschaft griinden
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Wohn- und Lebensqualitat auf dem Land zu erhalten und zu verbessern bedarf es aber einer
ricksichtsvollen Umgestaltung. Traditionelle Bauweisen sind zu bewahren, gewohnte
Landschaftsbilder sind zu erhalten. Die Férderung von privaten Erhaltungsinitiativen durch
Finanzierungshilfen und kommunale Entwicklungsprogramme fiir erhaltenswerte Innenstadte und
Dorfkerne sind vom Landkreis zu organisieren.

Denkmalsschutz ist Arbeitsbeschaffung fiir kleine, 6rtliche Betriebe. Er ist identitatsstiftend und wirkt
gegen die Entvolkerung landlicher und kleinstadtischer Gebiete. Auch fiir eine touristische
Entwicklung im Landkreis ist der Denkmalschutz eine wichtige Aufgabe.

DIE LINKE. fordert daher eine Starkung des Denkmalschutzes im Landkreis.
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